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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1921. se Nr. 3. 
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Inhalt: Geſetz, betreffend die Beſeitigung der Konfliktserhebung bei gerichtlicher Verfolgung von Beamten 
und Perſonen des Soldatenſtandes wegen Amts⸗ oder Dienſthandlungen und bei Klagen gegen den 
Staat wegen Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt, S. 65. — 
Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen 
> Kirchengemeinden und Geſamtverbänden, vom 14. Juli 1905, S. 66. — Geſetz, betreffend die 
Vollendung des Mittellandkanals und die durch ſie bedingten Ergänzungsbauten an vorhandenen 

Waſſerſtraßen, S. 67. 


(Mr. 12016.) Geſetz, betreffend die Beſeitigung der Konfliktserhebung bei gerichtlicher Ver⸗ 
folgung von Beamten und Perſonen des Soldatenſtandes wegen Amts⸗ 
oder Dienſthandlungen und bei Klagen gegen den Staat wegen Amtspflicht⸗ 
verletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt. Vom 
16. November 1920. 


Di. verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


$1. 
Die in den Geſetzen vom 13. Februar 1854 (Geſetzzamml. S. 86) und vom 
1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 691) zugelaſſene Erhebung von Konflikten bei 
gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts⸗ und Dienſthandlungen findet nicht a 
mehr ſtatt. 


82. i 
Auf Konflikte, die beim Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bereits D rd 2 
erhoben, aber noch nicht erledigt find, finden die bisher geltenden Vorſchriften ß 69 f 
Anwendung. X 0 
Berlin, den 16. November 1920. 
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Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Geſetzſammlung 1921. (Nr. 1201612018.) 9 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Januar 1921, 


— 66 — 


(Nr. 12017.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern 
i a in den 1 Kirchengemeinden und Geſamtverbänden, vom 14. Juli 1905 
(Geſetzſamml. S. 281). Vom 25. November 1920. 


Di. verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


91. 

In den katholiſchen Kirchengemeinden und Geſamtverbänden erfolgt die Her⸗ 
anziehung zu Kirchenſteuern für das Rechnungsjahr 1920, ſoweit die Einkommen⸗ 
ſteuer als Maßſtab der Umlegung dient, vorläufig nach der den Kirchenſteuer⸗ 
1 en zugrundegelegten Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer für das 

Rechnungsjahr 1919. 

Die endgültige 9 zu dieſer Kirchenſteuer für das Rechnungs⸗ 
jahr 1920 hat, ſobald die Veranlagung zur Reichseinkommenſteuer für das Rech⸗ 
nungsjahr 1920 geſchehen iſt, nach dem Maßſtab und dem Ergebnis der letzteren 
ſtattzufinden. 


9 2. 

Die im § 19 Abſ. 2 der Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1993) vorgeſehenen Anträge wegen der Übertragung der Ver⸗ 
waltung der Kirchenſteuern auf die Landesfinanzämter und die Finanzämter können 
mit Wirkung für die katholiſchen Kirchengemeinden und Geſamtverbände von den 
biſchöflichen Behörden geſtellt werden. 

Soweit die Übertragung erfolgt, treten die Landesfinanzämter und die 
Finanzämter an die Stelle derjenigen nach dem Geſetze vom 14. Juli 1905 
(Geſetzſamml. S. 281) berufenen Behörden, deren Aufgaben beim Kirchenſteuer⸗ 
geſchäfte ſie wahrzunehmen haben. 

9 3. i 
Dieſes Geſetz tritt mit rückwirkender Kraft am 1. April 1920 in Geltung. 
Berlin, den 25. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. Lüdemann. 


(Nr. 12018.) Geſetz, betreffend die Vollendung des Mittellandkauals und die durch fe bedingten * 3 
Ergänzungsbauten an vorhandenen Waſſerſtraßen. Vom 4. Dezember 1920. ! 77. 33 
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Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 229 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, für die nachſtehend bezeichneten Bau⸗ 
ausführungen die folgenden Beträge nach Maßgabe der von den zuſtändigen 
Miniſtern feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden: 

1. für Herſtellung des Weſer⸗Elbe-Kanals, und zwar 
a) eines Schiffahrtkanals im Anſchluß an den Rhein-Weſer⸗Kanal 

1 Nr. 1 des Waſſerſtraßengeſetzes vom 1. April 1905 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 179 —) von Misburg über Oebisfelde bis Burg mit 
Zweigkanälen nach Hildesheim und Braunſchweig mit einem Ab⸗ 
ſtieg zur Elbe bei Rothenſee nebſt Zweigkanal zum Hafen Rothenſee, 
mit einer Elbverbindung bei Niegripp und mit ſonſtigen Neben⸗ 


N 


6. 


e ee 

p) einer Verbindung des Hauptkanals (La) unter 
Benutzung der Elbe und Saale mit dem Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet der oberen Saale bis in die 
Gegend von Kreypau zur Ermöglichung eines 
Anſehlußkanals nach Leipzig.... 
zuſammen ... 

für Ausbau des Ih le- und Plauer Kanals.. 


für Ausbau des Oder-Spree-Kanals .... 
für Verbeſſerung der Landeskultur in Verbindung 


mit den vorgenannten Unternehmungen unter Heran⸗ 
ziehung der Nächſtbeteiligten nach Maßgabe der 
beſtehenden Grundſätze ee 


für den Erwerb von Grundſtücken über den un⸗ 


mittelbaren Bedarf zur Erreichung der mit den 
Unternehmen unter Nr. 1, 2 und 3 in Verbindung 
ſtehenden, auf das öffentliche Wohl gerichteten 
Staatlichen Zweckkkteeeeee 
zur Beteiligung an Geſellſchaften für Herſtellung 
von Harz⸗ und Saaletalſperren mit Kraft- 
antlers 

zuſammen . 


242 800 000 Mark 


100000000 „ 


342 800 000 Mark 


25240000 „ 
18 000 000 „ 


10 000 000 


10000000 „ 


30 000 000 » 


436 040 000 Mark 


(Vierhundertſechsunddreißig Millionen vierzigtauſend Mark). 
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$ 2. 
() Mit der Ausführung der im § 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Unter- 


nehmungen iſt, unbeſchadet der infolge der allgemeinen wirtſchaftlichen Lage 
bereits in Angriff genommenen und noch erforderlich werdenden Notſtandsarbeiten, 


zu deren Ausführung die Staatsregierung hierdurch ermächtigt wird, nur dann 

vorzugehen, wenn vor dem 1. Juli 1923 die beteiligten Länder, Provinzen oder 

andere öffentliche Verbände der Staatsregierung gegenüber in rechts verbindlicher 

Form die Verpflichtung übernommen haben, vom Zeitpunkte der Betriebseröffnung ab 
1. hinſichtlich des Weſer⸗Elbe⸗Kanals (F 1 Nr. 1) 

a) die aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten dem Staate 


b 


— 


zu erſtatten, ſoweit' fie durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige 
laufende Einnahmen dieſes Kanals ſowie durch die dem Anter⸗ 
nehmen anzurechenden Schiffahrtabgaben vom Verkehrszuwachſe, 
den der Rhein⸗Weſer⸗Kanal infolge der Inbetriebnahme des Weſer⸗ 
Elbe⸗Kanals hat, etwa nicht gedeckt werden, 

ein Drittel der aufgewendeten Baukoſten, höchſtens aber 
342 800 000 Mark, aus eigenen Mitteln in jedem Rechnungsjahre 
mit 5 vom Hundert zu verzinſen und vom 16. Betriebsjahre ab 
auch mit ½ vom Hundert ſowie den erſparten Zinsbeträgen zu 
tilgen, ſoweit die vorerwähnten Schiffahrtabgaben und ſonſtigen 
laufenden Einnahmen des Kanals nach Abzug der aufgewendeten 
Betriebs- und Unterhaltungskoſten zur Verzinſung und Abſchreibung 
des für ihn verausgabten Baukapitals mit zuſammen 5½ vom 
Hundert nicht ausreichen; 


2. hinſichtlich des Ihle⸗ und Plauer Kanals (§ 1 Nr. 2) 
a) den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen 


b 


— 


beider Waſſerſtraßen etwa nieht gedeckten Fehlbetrag der aufge⸗ 
wendeten Betriebs⸗ und Unterhaltungskoſten dem Staate zu 
erſtatten, 

ein Drittel der aufgewendeten Baukoſten, höchſtens aber 
19800 000 Mark, aus eigenen Mitteln in jedem Rechnungsjahre 
mit 5 vom Hundert zu verzinſen und vom 16. Jahre nach Fertig⸗ 
ſtellung des Ausbaues ab auch mit ½ vom Hundert ſowie den 
erſparten Zinsbeträgen zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen 
beider Waſſerſtraßen nach Abzug der aufgewendeten Betriebs⸗ und 
Unterhaltungskoſten zur Verzinſung und Abſchreibung des für den 
Ausbau verausgabten Baukapitals mit zuſammen 5 ½ vom Hun⸗ 
dert nicht ausreichen 


3. hinſichtlich des Oder⸗Spree⸗Kanals (§ 1 Nr. 3) 
a) den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen 


des Kanals etwa nicht gedeckten Fehlbetrag der aufgewendeten 
Betriebs- und Unterhaltungskoſten dem Staate zu erſtatten, 


* 
b) ein Drittel der aufgewendeten Baukoſten, höchſtens aber 
18 000 000 Mark, aus eigenen Mitteln in jedem Rechnungsjahre 
mit 5 vom Hundert zu verzinſen und vom 16. Jahre nach Fertig⸗ 
ſtellung des Ausbaues ab auch mit ½ vom Hundert ſowie den 
erſparten Zinsbeträgen zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen 
des Kanals nach Abzug der aufgewendeten Betriebs⸗ und Unter- 
haltungskoſten zur Verzinſung und Abſchreibung des für den Aus⸗ 
bau verausgabten Baukapitals mit zuſammen 5 ½ vom Hundert 
nicht ausreichen. 
f (2) Der Zeitpunkt der Betriebseröffnung der einzelnen im § 1 unter 1, 2 
und 3 bezeichneten Unternehmungen wird von dem zuftändigen Minifter feſtgeſtellt. 
6) Überfteigen die laufenden Einnahmen einer dieſer Unternehmungen in 
einem Rechnungsjahre die aufgewendeten Betriebs⸗ und Anterhaltungskoſten und 
die zur Verzinſung und Abſchreibung des verausgabten Baukapitals mit 
5½%½ vom Hundert erforderlichen Beträge, fo iſt der Überſchuß zu verwenden: 
a) zunächſt zur weiteren Abſchreibung des Baukapitals und 
b) nach vollendeter Abſchreibung zur Zurückzahlung der vom Staate und 
den beteiligten Verbänden in früheren Jahren geleiſteten Zubußen nach 
dem Verhältniſſe dieſer, danach 
e) zur Erſtattung der vom Staate verausgabten Bauzinſen und ſchließlich 
d) zur Erſtattung der von den letzteren ſowie von den Zubußen des 
Staates und der Verbände mit 5 vom Hundert zu berechnenden Zinſen 
nach dem Verhältniſſe der beiderſeitigen Zinsbeträge. 
c) Die Arkunden, durch welche die im Abſ. 1 geforderten Garantiever⸗ 
pflichtungen übernommen werden, ſind ſtempelfrei. 5 


83. 

4) Die Erlöſe aus der Wiederveräußerung von Grundſtücken, die über den 
dauernden Bedarf hinaus für Bauzwecke erworben werden, ſind den Baufonds, 
ſolange dieſe noch offen ſind, wieder zuzuführen (§ 20 des Geſetzes, betreffend den 
Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 — Geſetzſamml. S. 77), nach Schließung 
aber von den aufgewendeten Baukapitalien abzuſchreiben. 

e) Die Erlöſe aus der Wiederveräußerung von Grundſtücken, die gemäß 
§1 Nr. 5 erworben find, müſſen zur Tilgung von Staatsſchulden verwendet 
werden. 


SA. 

Die Beträge, welche von den beteiligten Verbänden auf Grund der vor⸗ 
bezeichneten Verpflichtungen der Staatskaſſe oder jenen von dieſer zu erſtatten 
find, werden für jedes Rechnungsjahr nach Anhörung von Vertretern der Ver- 
bände von dem zuſtändigen Miniſter und dem Finanzminiſter endgültig feſtgeſtellt. 


I TE 


Bei der Aufbringung und Unterverteilung der aus dieſen Verpflichtungen 


den Provinzen, Kreiſen und Gemeinden erwachſenden Laſten finden die geſetzlichen 


Vorſchriften der HH 5, 10, 24 und 27 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) ſowie der SS 9 und 20 des Kommunal 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) Anwendung. 


§6. 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten 
Koſten Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

e) An Stelle der Schuldverſehreibungen können vorübergehend Schatzan— 
weiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

66) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen fo- 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 


(% Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6), Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein- 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Um⸗ 
laufzeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 

6) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um— 
laufzeit ſowie zu welchem Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Auslande überlaſſen. 


6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 
1903 Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 
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87. 


(1) In Verbindung mit den in dieſem Geſetze vorgeſehenen Unternehmungen 
iſt eine Verbeſſerung der Landeskulturverhältniſſe nach Möglichkeit herbeizuführen. 

(2) Bei der Aufſtellung, Ausarbeitung und Ausführung der Pläne haben 
die Organe der landwirtſchaftlichen Verwaltung mitzuwirken. 

(3) Bei der Entſcheidung über Beſchwerden im Planfeſtſtellungsverfahren 
($ 22 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874, 
§s dieſes Geſetzes) iſt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
zuzuziehen, ſofern Landeskulturintereſſen in Betracht kommen. a 

6c) Zur Herſtellung von Einrichtungen, welche die nachteiligen Folgen der 
Unternehmungen beſeitigen oder daneben in Verbindung mit ihnen eine Ver⸗ 
beſſerung der Landeskultur herbeiführen ſollen, können Genoſſenſchaften ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Beteiligten nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Bildung 
von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 351) 
gebildet werden, ſofern der Staat die durch die Ausführung des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Unternehmens entſtehenden Koſten ganz trägt oder einen angemeſſenen 
Beitrag leiſtet. 

3 8 


Die Ausführung der in dieſem Geſetze vorgeſehenen Unternehmungen hat 5 
unter Anwendung des im Waſſergeſetze vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) A. 
vorgeſehenen Ausbauverfahrens zu erfolgen. ; . 


99. 

Fehlt einem Grundſtücke der Anſehluß an die im §1 bezeichneten Kanäle 
oder ihre Häfen und erſcheint die Herſtellung des Anſchluſſes aus Gründen des 
öffentlichen Wohles, insbeſondere im Intereſſe der Förderung des Kanalverkehrs, 
geboten, ſo bedarf es für die Ausführung des Anſchluſſes zur Enteignung nicht 
einer Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung, vorausgeſetzt, daß nicht der 
Eigentümer zur Abtretung des mit Gebäuden beſetzten Grund und Bodens und 
der damit in Verbindung ſtehenden, eingefriedigten Hofräume und Hausgärten 
gegen ſeinen Willen angehalten werden ſoll. Die Zuläſſigkeit der Enteignung 
wird von dem Bezirksausſchuß ausgeſprochen. 


§ 10. 

Dem Staate kann an den im §1 bezeichneten Kanälen und ihren Häfen 
durch Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung das Recht zur Enteignung 
ſolcher Grundſtücke verliehen werden, deren Erwerb zur Erreichung der mit dem 
Unternehmen in Verbindung ſtehenden, auf das öffentliche Wohl gerichteten 
ſtaatlichen Zwecke erforderlich iſt. Von dem Enteignungsrecht iſt ſpäteſtens bis 
zum 1. Juli 1930 Gebrauch zu machen. Auch darf es zu beiden Seiten des 
Kanals nicht über eine Linie hinaus ausgedehnt werden, welche ſich in der Ent⸗ 
fernung von 1 Kilometer von der Kanalmittellinie hinzieht. 


zer 


8 

Zur Durchführung der in dieſem Geſetze beſchloſſenen Arbeiten wird 
neben dem Waſſerſtraßenbeirat ein aus den Garantieverbänden beſtehender 
Finanzausſchuß gebildet. 

$ 12. 

(1) Auf den im § 1 unter 1a zuſammengefaßten Kanalſtrecken iſt einheit- 
licher ſtaatlicher Schleppbetrieb einzurichten. Privaten iſt auf dieſen Schiffahrt⸗ 
ſtraßen die mechaniſche Schlepperei unterſagt. Zum Befahren dieſer Schiffahrt⸗ 
ſtraßen durch Schiffe mit eigener Kraft bedarf es beſonderer Genehmigung. 

(2) Die näheren Beſtimmungeu über die Einrichtung des Schleppmonopols 
und die Bewilligung der erforderlichen Geldmittel werden einem beſonderen 
Geſetze vorbehalten. a 

sa 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter, 
Berlin, den 4. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. Lüdemann. 
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